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3 AZR 725/87
17 Sa 715/87 Düsseldorf

Verkündet am 
17. Oktober 1989
Bittner,
Amtsinspektor
als Urkundsbeamter
der Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil
In Sachen

pp.

hat der Dritte Senat des Bundesarbeitsgerichts aufgrund der 
mündlichen Verhandlung vom M. Juli 198.9' durch den Vorsitzen-
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den Richter Dr. Heither, die Richter Griebeling und Dörner 
sowie die ehrenamtlichen Richter Ziegiwainer und Gnade für 
Recht erkannt:

1. Die Revision des Beklagten gegen das Urteil 
des Landesarbeitsgerichts Düsseldorf vom
17« August 1987 - 17 Sa 715/87 — wird zurück— 
gewiesen.

2. Der Beklagte hat die Kosten der Revision 
zu tragen.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

T a t b e s t a n d  :

Die Parteien streiten über die Verpflichtung des beklagten 
Vereins, an den Kläger Beiträge für Vorruhestandsleistungen im 
Baugewerbe zu zahlen.

Der Kläger ist ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit. 
Er ist eine gemeinsame Einrichtung des Zentralverbandes des Deut­
schen Baugewerbes, des Hauptverbandes der Deutschen Bauindustrie 
und der Industriegewerkschaft Bau-Steine-Erden. Er wurde errich­
tet aufgrund des Tarifvertrages über eine zusätzliche Alters- und 
Invalidenbeihilfe im Baugewerbe (ZVK-TV) vom 28. Oktober 1957.

Der Kläger hat Ende 1984 auch die Aufgaben einer Ausgleichs­
kasse nach § 8 Abs. 2 VRG übernommen. Die Tarifvertragsparteien
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c!e,e- Baugewerbes schlossen am 26. September 198M einen Tarifver­
trag über den Vorruhestand im Baugewerbe (VR-TV) und am 12. De­
zember 1984 den Tarifvertrag über das Verfahren für den Vorruhe­
stand im Baugewerbe. Beide Tarifverträge traten am 1. Oktober 
1984 in Kraft. Sie enden mit Ablauf des 31. Dezember 1995 ohne 
Nachwirkung. Beide Tarifverträge sind für allgemeinverbindlich 
erklärt worden.

Der Beklagte betreibt als eingetragener Verein drei überbe­
triebliche Ausbildungszentren im Handwerksbereich mit Sitz in 
K . Seine Mitglieder sind Bauinnungen mehrerer Handwerkskam­
merbezirke .

Am 19./25. Juni 1985 schlossen die Parteien für die drei 
Ausbildungszentren des Beklagten mit Wirkung vom 1. Januar 1985 
jeweils eine gleichlautende "Zusatzvereinbarung über die Einbe­
ziehung der Ausbilder in die tarifvertragliche Vorruhestandsrege­
lung im Baugewerbe" mit folgendem Wortlaut:

»t

§ 1

Der Träger der Ausbildungsstätte erkennt der Kasse 
gegenüber die Vorschriften der jeweiligen Tarifver­
träge über den Vorruhestand im Baugewerbe als für 
sich verbindlich an.

§ 2
Versicherungsverhältnisse, Versicherungsschutz und Ver­
sicherungsleistungen richten sich nach der Satzung der Kasse und den Besonderen Versicherungsbedingungen der 
Zusatzversorgungskasse des Baugewerbes VVaG über ein 
Vorruhestandsgeld.
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§ 3
Als Beitrag für die Vorruhestandsleistungen zahlt der 
Träger der Ausbildungsstätte für jeden bei der Kasse angemeldeten Ausbilder den im jeweils gültigen Tarif­
vertrag über das Verfahren für den Vorruhestand im 
Baugewerbe (TV Vorruhestandsverfahren) für die Ange­
stellten festgelegten Betrag, und zwar vom 1. Januar 
1985 an.

§ 4
Die Kasse regelt das von dem Träger der Ausbildungs­
stätte einzuhaltende Verfahren hinsichtlich der Bei­
tragshöhe, der Beitragsabführung und der Abwicklung 
der Vorruhestandsleistungen entsprechend dem jeweili­
gen Tarifvertrag über das Vorruhestandsverfahren im Baugewerbe.
Im übrigen gelten die Bestimmungen der jeweiligen 
Kassensatzung sowie der Besonderen Versicherungsbe­
dingungen der Zusatzversorgungskasse des Baugewerbes 
VVaG über ein Vorruhestandsgeld."

Der Beklagte zahlte zunächst für jeden bei ihm tätigen Aus­
bilder 55,—  DM je Monat. Dieser Beitrag ergab sich aus § 17 
Abs. 3 des Tarifvertrages über das Verfahren für den Vorruhestand 
im Baugewerbe;

"Die erforderlichen Mittel im Sinne des § 10 Abs. 2 
Vorruhestandstarifvertrag richten sich nach einem 
aufgrund des Anwartschaftsdeckungsverfahrens er­
mittelten Beitrag der ZVK-Bau. Stellt sich heraus, 
daß die bei der ZVK-Bau hierfür vorhandenen Mittel 
nicht ausreichen, so verpflichten sich die Tarif­
vertragsparteien, den Beitrag anzupassen."

Durch Snderungstarifvertrag vom 17. Dezember 1985 wurde der 
Beitrag ab 1. Januar 1986 auf monatlich 222,—  DM erhöht. Dieser 
Tarifvertrag wurde ebenfalls für allgemeinverbindlich erklärt. 
Der Beklagte zahlte zunächst bis einschließlich Mai 1986 diese
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erhöhten Beiträge. Mit Schreiben seines Prozeßbevollmächtigten 
vom 11. Juni 1986 kündigte er an, daß er die Beitragszahlungen 
einstellen werde. Weiter heißt es in diesem Schreiben:

"Aufgrund eines eingeholten Gutachtens ist meine 
Mandantin zu der Ansicht gelangt, daß die Ver­
einbarung über die Einbeziehung der Ausbilder in 
die tarifvertragliche Vorruhestandsregelung im 
Baugewerbe aus Juni 1985 unwirksam ist.

Für den Fall, daß die Vereinbarung über die Ein­
beziehung der Ausbilder entgegen der vorstehend 
wiedergegebenen Auffassung wirksam sein sollte, 
kündige ich sie namens und in Vollmacht meiner 
Mandantin hiermit aus wichtigem Grunde. Meine 
Vollmacht ist beigefügt. Der wichtige Grund liegt 
in einer Erhöhung der Beiträge auf das Vierfache 
des Betrages, der der Vereinbarung zugrunde ge­
legt worden ist. Im Hinblick auf § 2 Abs. 3 des Tarifvertrages können bei der derzeitigen Alters­
struktur der Ausbilder meiner Mandantin höchstens 
sechs theoretisch Vorruhestandsleistungen in An­
spruch nehmen. Praktisch dürften wahrscheinlich 
nur drei Mitarbeiter von dieser Möglichkeit Ge­
brauch machen. Nach der Anhebung des Beitrages 
von DM 55,—  auf DM 220,—  für fast 50 Ausbilder 
ist die Ausgewogenheit zwischen den Aufwendungen 
meiner Mandantin und den möglicherweise seitens 
der Zusatzversorgungskasse zu erbringenden Lei­
stungen in keiner Weise mehr gegeben. Ein weite­
res Festhalten an der Vereinbarung ist meiner 
Mandantin für den Fall ihrer Wirksamkeit nicht 
zuzumuten."

Der Kläger fordert mit der Klage die Beiträge für die Monate 
Juni bis August 1986 in Höhe von 31.7^6,—  DM. Er hat die Auffas­
sung vertreten, der Beteiligungsvertrag sei wirksam, die außeror­
dentliche Kündigung unwirksam. Der Beklagte habe sich mit seinem 
Beitritt zur Ausgleichskasse auf ein Risikogeschäft eingelassen. 
Die Höhe der Beiträge hänge von den Aufwendungen ab, diese wie­
derum von der Zahl der Arbeitnehmer, die im Baugewerbe in den 
Vorruhestand gehen wollen.
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Der Kläger hat beantragt,

den Beklagten zu verurteilen, an ihn 31.746,-—  DM 
Beiträge für die Zeit vom 1. Juni 1986 bis 31. Au­
gust 1986 zu zahlen.

Der Beklagte hat beantragt, die Klage abzuweisen. Er hat im 
Wege der Widerklage teilweise Rückzahlung von Beiträgen gefor­
dert und beantragt,

den Kläger zu verurteilen, an ihn 11.904,-- DM 
nebst 4 % Zinsen seit dem 16. Januar 198? zu 
zahlen.

Der Beklagte hat die Auffassung vertreten, die Vereinbarung 
vom Juni 1985 sei unwirksam. Zumindest sei ihm ein Festhalten an 
der Vereinbarung nicht zuzumuten, da sich der Beitrag vervier­
facht habe. Die Durchführung des Vertrages sei für ihn wirt­
schaftlich nicht mehr vertretbar. Erbringe er die Vorruhestands­
leistungen gegenüber den Arbeitnehmern selbst, müsse er etwa 36 % 
dessen aufbringen, was er dem Kläger an Beiträgen zu zahlen habe. 
Statt der ursprünglich sieben könnten allenfalls vier Ausbilder 
in den Genuß des Vorruhestandsgeldes kommen.

*

Das Arbeitsgericht hat der Klage stattgegeben und die Wider­
klage abgewiesen. Das Landesarbeitsgericht hat die Berufung des 
Beklagten zurückgewiesen. Mit der Revision verfolgt der Beklagte 
seine Anträge weiter.

E n t s c h e i d u n g s g r ü n d e ;

Die Revision des beklagten Vereins ist nicht begründet. Die 
klagende Zusatzversorgungskasse hat Anspruch auf die Beiträge.
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Dar Versicherungsvertrag, den die Parteien abgeschlossen haben, 
war wirksam. Die vom Beklagten ausgesprochene außerordentliche 
Kündigung hat dieses Versicherungsverhältnis nicht beendet.

I. Zwischen den Parteien ist ein Versicherungsvertrag zustande 
gekommen (§ 1 VVG).

In einem Versicherungsvertrag verspricht der Versicherer dem 
Versicherungsnehmer die durch den Versicherungsfall bedingte 
Hauptleistung. Das im Versicherungsvertrag genannte Risiko wird 
gegen Entgelt versichert. Entgelt ist die Versicherungsprämie 
(vgl. BVerwGE 61, 59$ Prölss/Martin, VVG, 24. Aufl., § 1 Anm. 2). 
Demgemäß spricht § 2 des Vertrages von einem Versicherungsver­
hältnis, vom Versicherungsschutz und von Versicherungsleistungen.

Versichertes Risiko ist der Eintritt eines Arbeitnehmers in 
den Vorruhestand, der Ansprüche auf Vorruhestandsleistungen aus­
löst. Die Erstattung dieses Vorruhestandsgeldes ist die Hauptlei­
stung des Klägers als Versicherer im Versicherungsfall. Der Be­
klagte hat als Gegenleistung dafür der} in § 3 der Vereinbarung 
genannten Beitrag zu zahlen.

Die Dauer der Versicherung war im Versicherungsvertrag be­
stimmt. Der Versicherungsvertrag begann am 1. Januar 1985 und 
endete mit Ablauf des 31. Dezember 1995. Nach § 3 der Vereinba­
rung ist der Beitrag bis zu dem im Tarifvertrag über das Verfah­
ren für den Vorruhestand im Baugewerbe festgesetzten Zeitpunkt zu 
zahlen. Dieser Tarifvertrag tritt am 31» Dezember 1995 ohne Nach-
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Wirkung außer Kraft. Damit endet auch die Beitragspflicht. Dies 
ist zugleich der letzte Zeitpunkt, zu dem Leistungen aus der Ver­
sicherung in Anspruch genommen werden können.

II. Der von den Parteien abgeschlossene Versicherungsvertrag ist 
wirksam.

1. Der klagende Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit war zum 
Abschluß eines solchen Versicherungsvertrages berechtigt. Der 
Kläger ist ein Versicherungsverein auf Gegenseitigkeit (VVaG) im 
Sinne des Gesetzes über die Beaufsichtigung der privaten Versi­
cherungsunternehmen. Vereine, die die Versicherung ihrer Mitglie­
der nach dem Grundsatz der Gegenseitigkeit betreiben wollen, wer­
den dadurch rechtsfähig, daß ihnen die Aufsichtsbehörde die Er­
laubnis zum Betreiben der Geschäfte erteilt (§ 15 Versicherungs­
aufsichtsgesetz - VAG -). Diese Erlaubnis wurde dem Kläger durch 
Entscheidung einer Beschlußkammer beim Bundesaufsichtsamt für das 
Versicherungs- und Bausparwesen vom 31. Oktober 1957 erteilt.

Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit können auch Nicht­
mitglieder versichern, soweit die Satzung dies gestattet (§ 21 
Abs. 2 VAG). Die Erlaubnis des Bundesaufsichtsamtes für das Ver­
sicherungs- und Bausparwesen enthält keine Einschränkungen.

2. Ob der Kläger nach seiner Satzung den Beklagten versichern 
durfte, kann dahingestellt bleiben. Die abgeschlossenen Versiche­
rungsverträge sind in jedem Falle gültig (vgl. Prölss/Schmidt, 
VAG, 9. Aufl., § 21 Rz 10, m.w.N.).
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3. Der Versicherungsvertrag verstößt nicht gegen § 21 Abs. 2 
VAG. Nach dieser Bestimmung können Versicherungsvereine auf Ge­
genseitigkeit Nichtmitglieder gegen festes Entgelt versichern.
Mit der Beschränkung auf ein "festes Entgelt" soll erreicht wer­
den, daß die Hauptpflichten des Versicherungsnehmers, der kein 
Mitglied des Versicherungsvereins ist, sich auf die Prämienzah­
lung beschränkt. Aus der Regelung folgt nicht, daß Versicherungs­
verträge unwirksam sind, weil die Beiträge an die in einem Tarif­
vertrag festgelegten Beiträge gekoppelt werden. Der Sinn des § 21 
Abs. 2 VAG geht nur dahin, über die Prämienzahlungen hinausgehen­
de Pflichten bei einem Nichtmitglied auszuschließen.

4. Schließlich verstößt die Vereinbarung auch nicht gegen § 8 
VRG. Nach diesem Gesetz gewährt die Bundesanstalt für Arbeit Ar­
beitgebern Zuschüsse zu den Aufwendungen für Vorruhestandslei­
stungen an Arbeitnehmer, die das 58. Lebensjahr vollendet und ih­
re Erwerbstätigkeit beendet haben (§ 1 Abs. 1 VRG). Auf Antrag 
von Tarifvertragsparteien kann dieser Zuschuß einer Ausgleichs­
kasse der Arbeitgeber oder einer gemeinsamen Einrichtung der Ta­
rifvertragsparteien gewährt werden. Dajbei wird weiter vorausge­
setzt, daß entweder die Vorruhestandsleistungen aufgrund eines 
Tarifvertrages erbracht werden oder aufgrund eines Tarifvertrages 
von der Kasse den Arbeitgebern erstattet werden (§ 8 Abs. 1 und 2 
VRG). Für die Wirksamkeit des Versicherungsvertrages hat diese 
Bestimmung keine Bedeutung. Sie regelt nur das Verhältnis zwi­
schen Arbeitgeber, Kasse und Bundesanstalt. Der Versicherungsver­
trag läßt sich in jedem Fall durchführen, gleichgültig ob die 
Zusatzversorgungskasse oder der Arbeitgeber unmittelbar die Zu-
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schlisse der Bundesanstalt erhält.

III. Die vom beklagten Verein mit Schreiben vom 11. Juni 1986 
ausgesprochene außerordentliche Kündigung hat das Versicherungs­
verhältnis nicht beendet. Der Beklagte bleibt zur Weiterzahlung 
der Beiträge verpflichtet.

1. Versicherungsverträge können aus wichtigem Grund gekündigt 
werden. Sie sind Dauerschuldverhältnisse, bei denen das Recht, 
den Vertrag aus wichtigem Grunde kündigen zu können, nicht ausge­
schlossen werden kann (BGHZ 29, 171, 172; BGH Urteil vom 26. Mai 
1986 - VIII ZR 218/85 -, ZIP 1986, 919, 921, zu A II 2 b aa der 
Gründe; Palandt/Heinrichs, BGB, 48. Aufl., § 242 Anm. 4 F).

2. Eine außerordentliche Kündigung ist nur begründet, wenn dem 
Kündigenden unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfal­
les und unter Abwägung der Interessen beider Vertragsteile die 
Fortsetzung des Vertragsverhältnisses bis zur vereinbarten Been­
digung nicht zugemutet werden kann (vgl. § 626 Abs. 1 BGB ent­
sprechend). Die vom Beklagten vorgetragenen Gründe rechtfertigen 
die außerordentliche Kündigung nicht.

Für die Wirksamkeit einer außerordentlichen Kündigung 
spricht die außerordentliche Erhöhung des Beitrages. Der Beitrag 
stieg um das Vierfache. Die Erhöhung beruht auf einer Prämienan­
passungsklausel (§ 3 der Vereinbarung). Nach allgemeinem Versi­
cherungsrecht sind solche Prämienanpassungsklauseln nur zulässig, 
wenn sie mit zusätzlichen Kündigungsmöglichkeiten verbunden sind

- 1 1 -
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(vgl. BVerwGE 61, 59 in einem versicherungsaufsichtsrechtlichen 
Verfahren; BGH Urteil vom 6. April 1989 - III ZR 281/87 ZIP 
1989, 697, 698, m.w.N.; Prölss/Martin, aaO, § 7 Anm. 1). Jeden­
falls bei nicht unerheblichen Prämienerhöhungen muß sich der Ver­
sicherungsnehmer vom Versicherungsvertrag lösen können.

Gegen die Wirksamkeit der außerordentlichen Kündigung spre­
chen die besonderen Umstände des vorliegenden Falles:

a) Die Zusatzversorgungskasse setzt die Beiträge nicht selbst 
fest. Sie zieht nur die Beiträge ein, die die Tarifvertragspar­
teien für das Baugewerbe in einem Tarifvertrag vereinbaren. Die 
Tarifvertragsparteien ihrerseits legen die Beiträge so fest, daß 
die Aufwendungen für den Vorruhestand den einzelnen Arbeitgebern 
erstattet werden können (Anwartschaftsdeckungsverfahren nach § 17 
Nr. 3 des Tarifvertrages über das Verfahren für den Vorruhestand 
im Baugewerbe). An der Aufbringung der Mittel beteiligen sich 
nach einem einheitlichen Schlüssel alle Arbeitgeber des Baugewer­
bes. Sie bilden eine Solidargemeinschaft.

0

b) Der beklagte Verein hat sich dieser Solidargemeinschaft der 
Arbeitgeber des Baugewerbes freiwillig angeschlossen. Den gesetz­
lichen Vertretern beider Parteien war das Risiko eines solchen 
Versicherungsvertrages bekannt. Sie mußten mit einer Anpassung 
des Beitrages rechnen. Die Höhe des Beitrages hing letztlich da­
von ab, in welchem Umfange die Arbeitnehmer des Baugewerbes von 
den Möglichkeiten eines vorzeitigen Ruhestandes Gebrauch machen 
würden. Vielfach ist auch die Bereitschaft der Arbeitnehmer, vor-
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zeitig in den Ruhestand zu treten, von Arbeitgebern noch geför­
dert worden. Zumindest einige Arbeitgeber haben auf diese Weise 
Beschäftigungsprobleme durch Reduzierung der Belegschaft und Ein­
tritt der Arbeitnehmer in den vorzeitigen Ruhestand zu lösen ver­
sucht. Diese Faktoren, die sich unmittelbar auf die Beitragshöhe 
auswirken, hätten die in diesem Rechtsstreit beteiligten Parteien 
zumindest voraussehen können, wenn sie sie nicht vorausgesehen 
haben. Als mit den Verhältnissen im Baugewerbe Vertraute konnten 
sie deshalb von der Beitragserhöhung nicht überrascht sein.

c) Der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung hat schließ­
lich auch den Arbeitgebern im Baugewerbe, die nicht tarifgebunden 
sind, diese Erhöhung zugemutet. Er hat den Änderungstarifvertrag 
vom 17. Dezember 1985, durch den der Beitrag erhöht wurde, für 
allgemeinverbindlich erklärt (§ 5 Abs. 1 TVG). Mit der Allgemein­
verbindlicherklärung erfassen die Rechtsnormen des Tarifvertrages 
in seinem Geltungsbereich auch die bisher nicht tarifgebundenen 
Arbeitgeber (§ 5 Abs. 4 TVG). Eine solche Allgemeinverbindlicher­
klärung kommt nach § 5 Abs. 1 TVG nur in Betracht, wenn sie ent­
weder im öffentlichen Interesse gebQten oder zur Behebung eines 
sozialen Notstandes erforderlich erscheint. Der Senat kann davon 
ausgehen, daß diese Voraussetzungen Vorlagen.

Der beklagte Verein hat sich durch Abschluß des Versiche­
rungsvertrages in die Rolle eines nicht tarifgebundenen Arbeitge­
bers im Baugewerbe begeben. Dafür gab es seinerzeit gute Gründe. 
Der beklagte Verein ist für das Baugewerbe tätig. Seine Arbeit­
nehmer stammen jedenfalls überwiegend aus dieser Branche. Es ist

-  13 -
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deshalb nicht unbillig, wenn der durch den freiwilligen Abschluß 
eines Versicherungsvertrages gebundene Arbeitgeber ebenso behan­
delt wird wie der nicht tarifgebundene Arbeitgeber. Dieser Ar­
beitgeber hat auf den Inhalt des Tarifvertrages, der später für 
allgemeinverbindlich erklärt wird, keinen Einfluß.

d) Daß sich das Risiko des beklagten Vereins, Vorruhestandsgel­
der zahlen zu müssen, nach Abschluß des Versicherungsvertrages 
verringert hat, kann eine außerordentliche Kündigung nicht recht- 
fertigen. Es ist deshalb unerheblich, ob die Zahl der Arbeitneh­
mer, die Vorruhestandsleistungen in Anspruch nehmen können, ge­
sunken ist. Das gleiche gilt für die Gegenüberstellung der Auf­
wendungen, die aus der Beitragszahlung einerseits und der finan­
ziellen Belastung bei eigener Abwicklung des Vorruhestandsver­
hältnisses ohne Inanspruchnahme einer Kasse andererseits entste­
hen. Der Versicherungsvertrag ist ein Vertrag, mit dem ein Risiko 
gegen Zahlung einer Prämie dem Versicherungsnehmer abgenommen 
werden soll. Für dieses Risiko muß der klagende Versicherungsver­
ein nach wie vor einstehen. Er kann deshalb auch die vereinbarten 
Beiträge fordern.

e) Von der Kündigung des Versicherungsvertrages könnten mittel­
bar auch die Arbeitnehmer in den drei Ausbildungszentren betrof­
fen sein. Ein Arbeitgeber, dem die Aufwendungen für den Vorruhe­
stand von einer Kasse erstattet werden, wird seinen Arbeitnehmern 
erfahrungsgemäß keine Schwierigkeiten bereiten, in den Vorruhe­
stand zu gehen und Vorruhestandsgeld in Anspruch zu nehmen. Das 
sieht anders aus, wenn der Arbeitgeber Vorruhestandsleistungen

_ in _
JLaw – Gesetze und Urteile

(mobile App)
JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


14

aus eigenen Mitteln bezahlen muß. Dann wird er unmittelbar wirt­
schaftlich belastet. Der Abschluß eines Versicherungsvertrages 
erleichtert deshalb zugleich den Arbeitnehmern den Eintritt in 
den Vorruhestand. Sie sind neben dem Versicherungsnehmer die Be­
günstigten aus einem solchen Vertrag. Daß dies im vorliegenden 
Fall anders wäre, hat der beklagte Verein nicht vorgetragen. Dazu 
wäre er verpflichtet gewesen, da er die ausgesprochene außeror­
dentliche Kündigung rechtfertigen muß.

Danach spricht bei der Abwägung der für und gegen die Wirk­
samkeit der Kündigung sprechenden Gründe mehr für die Unwirksam­
keit der Kündigung.

IV. Da die außerordentliche Kündigung des beklagten Vereins das 
Versicherungsverhältnis nicht beendet hat, bleibt er zur Weiter­
zahlung der Beiträge verpflichtet. Der Anspruch des klagenden 
Versicherungsvereins ist damit begründet. Die auf Rückzahlung von 
Beiträgen gerichtete Widerklage ist unbegründet.

Dr. Heither Griebeliog Dörner
Zieglwalner Gnade
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